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Er6ffnung der Sitzung

Erste Burgermeisterin Hibler erklart die Sitzung fur erdffnet und stellt fest, dass samtliche Mit-
glieder des Marktgemeinderates ordnungsgeman geladen wurden und Beschlussfahigkeit ge-
geben ist.

Ort, Zeit und Tagesordnung fur die 6ffentliche Sitzung wurden gemaR Art. 52 Bayer. Gemein-
deordnung (GO) ortstiblich bekannt gemacht.

Gegen die Ladung und Tagesordnung werden keine Einwendungen erhoben.

OFFENTLICHE SITZUNG

| TOP 1 Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 22.09.2026

Die Niederschrift Gber die 6ffentliche Sitzung des Marktgemeinderates vom 22.09.2026 wird
genehmigt

Abstimmungsergebnis: 18 : 0
TOP 2 Schulsanierung- und erweiterung; Vorstellung des aktuellen Sachstandes
durch den Architekten

Herr Lohmann stellt sich als Geschéftsfuihrer der Kragler Lohmann und Kollegen Architekten
Partnerschaftsgesellschaft und damit als Nachfolger des Blros Rieger Lohmann Architekten
vor.

Zustandig fur die Schule Isen ist jetzt Frau Friedl sowie als externer Bauleiter Herr Wimmer.

In BA 3+4 wurden die Malerarbeiten mangelhaft ausgefiihrt. Dies wurde auch gutachterlich be-
statigt. Bei optischen Mangeln steht eine Minderung der Vergiitung zur Uberlegung, im Ubrigen
ist nachzubessern.

Im BA 5 sind mittlerweile alle Hauptvergaben erfolgt. Die Ausschreibungsergebnisse befinden
sich ca. 10 % unter der Kostenberechnung.

Bei der Bauzeit besteht ein Verzug von 6-7 Wochen durch nachtréglich erforderliche Arbeiten
zum Abbruch und zur Entsorgung von Asbestmaterial. Dies ist mittlerweile erledigt. Alle be-
troffenen Raume wurden entsprechend getestet.

Durch die Nachfolgegewerke wurden bisher keine Bedenken hinsichtlich des Verzugs ange-
meldet, es besteht aber Organisationsbedarf hierdurch.

Die ursprunglich fir Ostern 2027 geplante Inbetriebnahme wird sich voraussichtlich auf Pfings-
ten 2027 verschieben. Ein verbindlicher Zeitplan soll im Januar erstellt werden.

Installateure sind in ausreichender Zahl auf der Baustelle. Fir die derzeit anfallenden Trocken-
bauarbeiten ist das Personal ebenfalls ausreichend.
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Antrag auf Erlass einer Einbeziehungssatzung stidwestlich der BirkenstralRe

TOP 3 : .
in Pemmering

Sachverhalt:

Bereits am 08.07.2025 hat der Marktgemeinderat Gber einen Antrag auf Erlass einer Einbezie-
hungssatzung im Bereich der Birkenstral3e in Pemmering entschieden.

Die Eigentimer wurden zur Klarung bzw. Unterbreitung von Lésungsvorschlagen zu den nach-
folgenden Punkten aufgefordert:
- Behandlung des anfallenden Oberflachenwassers
- Anfahrt und Aufstellflachen fir Feuerwehr und Abfallbeseitigung wegen der Gberlangen
Zufahrten zu den geplanten Gebauden

Auf Grundlage eines Gutachtens ist die Versickerung des Oberflachenwassers nicht maglich.
Als Lésung sollen Sickermulden erstellt werden. Platzbedarf je nach Bebauung zwischen ca. 30
mz2 und 40 m?2 je Wohngebéaude. Diese Sickermulden nehmen neben den Wohngebauden,
Stellplatzen und Nebenanlagen einen erheblichen Teil der verbleibenden Freiflachen ein. Un-
geklart bleibt auch, ob das gesammelte Oberflachenwasser auf die unterliegenden Grundstiicke
abfliel3t, wenn ein starkerer als der angesetzte 5-jahrige Bemessungsregen auftritt.

Die erforderlichen Zufahrten und Aufstellflachen fur die Feuerwehr konnten mit der Brand-
schutzdienststelle des Landratsamtes Erding abgestimmt werden.

Es wurde beschlossen sich friihestens nach einem weitgehenden Abschluss der bereits anste-
henden Bauleitplanverfahren mit einer moglichen Einbeziehungssatzung fir diesen Bereich zu
befassen.

Die beantragte kleinteilige bauliche Entwicklung wurde vom damaligen Marktgemeinderat zu-
mindest nicht ausgeschlossen, wobei gleichzeitig explizit klargestellt wurde, dass ein Anspruch
auf Aufstellung der beantragten stadtebaulichen Satzung dadurch nicht begriindet wird.

Mit Schreiben vom 29.01.2026 haben die Grundstiickseigentimer nun erneut die Aufstellung
einer Einbeziehungssatzung fiir die betreffenden Grundstiicke beantragt.

Die Bearbeitung des Antrags wurde wegen des bereits vorgesehenen Erlasses einer Leitlinie
zum Umgang mit Bauvorhaben im Rahmen des sogenannten ,Bauturbos® zurtickgestellt.

Die betroffenen Flachen waren trotz der Lage im planungsrechtlichen AuRenbereich einer
Wohnbebauung im Rahmen des Bauturbos dem Grunde nach zuganglich.

In der Leitlinie zum Bauturbo hat sich der Marktgemeinderat aber aus nachvollziehbaren Grin-
den dazu entschlossen, seine Zustimmung fir Vorhaben nicht zu erteilen, durch welche insbe-
sondere eine Zersiedelung oder Ausfransung des Siedlungsrandes entsteht und welche nicht in
die bestehende Infrastruktur eingebunden sind.

Die vorgenannten Ausschlussgriinde sind vorliegend zweifelsohne erfiillt, sodass hier keine
Zustimmung erteilt wirde.

Es gilt also zu entscheiden, ob bei identischer Planung fur ein Vorhaben im Rahmen des Bau-
turbos strengere Mal3stdbe gelten als im Rahmen einer moglichen Bauleitplanung.

Seitens der Antragsteller wird eine endgultige Entscheidung des Marktes Isen eingefordert, ob
und wann eine Einbeziehungssatzung erlassen werden soll.

Beschluss:
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Eine Bauleitplanung im beantragten Bereich erfolgt bis auf Weiteres nicht.

Abstimmungsergebnis: 19 : 0

Bauplanungsrecht, Erlass einer Auenbereichssatzung fur den Ortsteil
TOP 4 Westach, Ergebnisse der Beteiligung der Offentlichkeit und Behérden sowie
Satzungsheschluss

Sachverhalt:

Die Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange sowie der Offentlich-
keit hat gemafl 8§ 35 Abs. 6 Satz 5 BauGB i.V.m. 8§ 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3 BauGB
in der Zeit vom 15.06.2026 bis 17.07.2026 stattgefunden.

Trager offentlicher Belange ohne Stellungnahme oder Stellungnahmen ohne Anregun-
gen, Bedenken, Einwendungen oder Hinweise

Folgende Trager offentlicher Belange und Nachbargemeinden haben keine Stellungnahme oder
Stellungnahmen ohne Bedenken gegen die Aulienbereichssatzung fir den Bereich Westach

abgegeben.

Regierung von Oberbayern; Hohere Landesplanung

keine Einwande

Regionaler Planungsverband Miinchen

keine Einwande

Landratsamt Erding, Bauleitplanung

keine Einwande

Landratsamt Erding, Abfallwirtschaft

keine Einwande

Staatliches Bauamt Freising

keine Einwande

Wasserwirtschaftsamt Miinchen

keine Einwande

Bundesamt fiir Infrastruktur, Umweltschutz der Bundeswehr

keine Einwande

Handwerkskammer fiir Minchen und Oberbayern

keine Einwande

Industrie- und Handelskammer fiir Miinchen und Oberbayern

keine Einwande

Gemeinde Sankt Wolfgang keine Einwande
Gemeinde Forstern keine Einwénde
bayernets GmbH keine Einwande
Deutsche Transalpine Oelleitung GmbH keine Einwande
Energie Sudbayern GmbH keine Einwande
Deutscher Wetterdienst keine Einwande

Erzbischofliches Ordinariat

keine Einwande

Amt fir Digitalisierung Breitband und Vermessung Erding

keine Stellungnahme

Amt fir L&ndliche Entwicklung

keine Stellungnahme

Staatliches Gesundheitsamt Erding

keine Stellungnahme

Bayerischer Bauernverband

keine Stellungnahme

Bayerischer Landesverein flir Heimatpflege

keine Stellungnahme

Landesjagdverband Bayern e.V.

keine Stellungnahme

Zweckverband Wasserversorgung Mittbach-Gruppe

keine Stellungnahme

Gemeinde Buch am Buchrain

keine Stellungnahme

Markt Haag i. Obb.

keine Stellungnahme

Gemeinde Hohenlinden

keine Stellungnahme

Gemeinde Lengdorf

keine Stellungnahme

Gemeinde Maitenbeth

keine Stellungnahme
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Bund Naturschutz in Bayern e.V.

keine Stellungnahme

Landesbund fiir Vogelschutz in Bayern e.V.

keine Stellungnahme

Landesfischereiverband Bayern e.V.

keine Stellungnahme

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald

keine Stellungnahme

Deutsche Telekom

keine Stellungnahme

Bayernwerk Netz GmbH

keine Stellungnahme

SWM Infrastruktur GmbH & Co. KG

keine Stellungnahme

Katholisches Pfarramt Isen

keine Stellungnahme

Evang.-luth. Pfarramt Haag i. Obb.

keine Stellungnahme

Deutsche Glasfaser keine Stellungnahme
Isener RegionNahWérme GmbH keine Stellungnahme
Mittbach Warme GbR keine Stellungnahme

Beschlussvorschlag

Der Marktgemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass o. g. Trager offentlicher Belange keine Anre-
gungen, Einwendungen, Bedenken oder Hinweise zur gegenstandlichen Planung vorzubringen
haben bzw. deren Belange durch die gegenstandliche Planung nicht berihrt sind.

Abstimmungsergebnis 19:0

Stellungnahmen der Trager 6ffentlicher Belange mit Anregungen, Bedenken, Einwen-
dungen oder Hinweise

Amt fur Ernéahrung, Landwirtschaft und Forsten

Landwirtschatft:

In der naheren Umgebung des Anderungsbereichs befinden sich landwirtschaftliche Betriebe
und direkt an den Anderungsbereich grenzen landwirtschaftlich genutzte Flachen, auch Mah-
weiden, an. Die von den landwirtschaftlich genutzten Grundstiicken und landwirtschaftlichen
Betrieben ausgehenden Immissionen, insbesondere Geruch, Larm, Staub, Licht und Erschitte-
rungen, auch tber das tbliche Maf3 hinausgehend, sind zu dulden. Inshesondere auch dann,
wenn landwirtschaftliche Arbeiten nach Feierabend sowie an Sonn- und Feiertagen oder wah-
rend der Nachtzeit vorgenommen werden, falls die Wetterlage wahrend der Erntezeit solche
Arbeiten erzwingt.

Die ErschlieBung (Befahrbarkeit angrenzender Wege mit landwirtschaftlichen GrofZmaschinen)
und die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflachen miissen gesichert
bleiben. Es muss auch sichergestellt sein, dass die umliegenden landwirtschatftlichen Betriebe
in ihrem Bestand und in ihrer weiteren betrieblichen Entwicklung durch die vorliegende Planung
nicht behindert werden.

AuRRerdem sind die Grenzabstande von Pflanzen und bei landwirtschaftlichen Grundstiicken
nach Art. 47 - 48 AGBGB zu beriicksichtigen. Falls Grenzbepflanzungen geplant sind, wird emp-
fohlen, ab einer Bewuchshoéhe von 2 Metern Grenzabstande von mindestens 4 Metern zum
Nachbargrundstiick einzuhalten, um zukinftige Beeintrachtigungen zu vermeiden.
Waldrechtliche und forstfachliche Belange:

Von den vorgelegten Planungen (Aul3enbereichssatzungsgebiet) ist kein Wald im Sinne der
Waldgesetze (Art. 2 BayWaldG i. V. m. § 2 BWaldG) betroffen. Aus waldrechtlicher und forst-
fachlicher Sicht ergeben sich somit keine Einwande. Wir weisen jedoch darauf hin, dass sich
sudwestlich des Geltungsbereichs ein Waldbestand befindet (Teilflachen der FI-Nr. 35) und der
Fallbereich einzelner Baume im Geltungsgebiet der Aul3enbereichsatzung liegt.

Abwagung:
Da die zusatzlich zuldssige Wohnbebauung durch den festgesetzten Geltungsbereich nicht na-
her an die landwirtschaftlichen Betriebe bzw. die landwirtschaftlich genutzten Flachen heran-
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riickt sind dadurch auch keine Bewirtschaftungsnachteile fur die Landwirtschaft zu erwarten. Im
Ubrigen sind im Bereich suidlich und westlich der GemeindeverbindungsstraRe Isen-Loipfing
lediglich kleinere Handwerks- und Gewerbebetriebe zulassig, sodass auch hier keine Beein-
trachtigung vorhandener landwirtschaftlicher Betreibe zu befiirchten ist.

Die vorhandenen Wege bleiben im bisherigen Umfang unverandert und erhalten.

Der Hinweis auf einzuhaltende Grenzabstande bei Bepflanzungen beschrankt sich auf ohnehin
bereits geltende zivilrechtliche Vorgaben.

Hinsichtlich der angrenzenden Waldflache bzw. Baumwurfzone befinden sich die Baume auf
einem Grundstiick dessen Teilflachen gleichzeitig vom Geltungsbereich der Aul3enbereichssat-
zung umfasst sind. Dadurch besteht seitens des Eigentiimers ausreichend Einflussmdglichkeit
dahingehend.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Planung wird unverandert beibehalten.

Abstimmungsergebnis 19:0

Bayerisches Landesamt fir Denkmalpflege

Bodendenkmalpflegerische Belange:

Derzeit sind im Bereich des Vorhabens keine Bodendenkmaler bekannt. Mit der Auffindung bis-
lang unentdeckter ortsfester und beweglicher Bodendenkmaler (Funde) im Sinne von Art. 1 Abs.
1 und Abs. 4 BayDSchG ist jedoch jederzeit zu rechnen.

Wir weisen darauf hin, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmaler der Meldepflicht an
das Bayerische Landesamt fir Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehdrde geman
Art. 8 BayDSchG sowie den Bestimmungen des Art. 9 BayDSchG in der Fassung vom
23.12.2025 unterliegen.

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG:

Wer Bodendenkmaler auffindet ist verpflichtet, dies unverziglich der Unteren Denkmalschutz-
behdrde oder dem Landesamt flir Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind
auch der Eigentimer und der Besitzer des Grundstiicks sowie der Unternehmer und der Leiter
der Arbeiten, die zu dem Fund gefiihrt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die
Ubrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund gefihrt haben, aufgrund eines
Arbeitsverhaltnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Ar-
beiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG:

Die aufgefundenen Gegenstande und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach
der Anzeige unverandert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehdrde die Ge-
genstande vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

Treten bei 0. g. MaRnahme Bodendenkmaler auf, sind diese unverziglich gem. o. g. Art. 8
BayDSchG der Unteren Denkmalschutzbehtrde und dem BLfD zu melden. Bewegliche Boden-
denkmaler (Funde) sind unverzuglich dem BLfD zu Ubergeben (Art. 9 Abs. 1 Satz 2
BayDSchG).

Abwagung:

Die Hinweise des Bayerischen Landesamts fur Denkmalpflege werden zur Kenntnis genom-
men. Diese betreffen bereits geltende gesetzliche Regelungen des Denkmalschutzes. Eine
dariiberhinausgehende Regelung im Rahmen der Aul3enbereichssatzung ist nicht erforderlich.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Planung wird unverandert beibehalten.

Abstimmungsergebnis 19:0
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Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die
im Regelfall in der Abwagung nicht iberwunden werden kénnen

LRA ED, SG 42-2, Untere Immissionsschutzbehorde

Wir gehen davon aus, dass die geplante Satzung der bauplanungsrechtlichen Zulassigkeit des
Betriebs ,xxx“ dienen soll. In diesem Zusammenhang verweisen wir auf unsere Stellungnahme
zur Anfrage von Frau Blrgermeisterin Hibler vom 10.02.2026. Bislang ist weiterhin ungeklart, ob
die betreffende Anlage einer Baugenehmigung oder einer immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migung bedarf. Sollte eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung erforderlich sein, ware die
Anlage als Abfallbehandlungsanlage im Aul3enbereich zu genehmigen.

Abwagung:

Die AulRenbereichssatzung fir den Ortsteil Westach dient sowohl der Sicherung und Entwick-
lung des vorhandenen Gewerbebetriebs als auch der Erméglichung weiterer Wohnbebauung fiir
die beim Markt Isen Bedarf angemeldet wurde.

Die Vorfestlegung einer bestimmten gewerblichen Nutzung erfolgt durch die Aul3enbereichssat-
zung nicht. Welchem Genehmigungsregime eine kiunftige gewerbliche Nutzung (angestrebt wird
zumindest derzeit eine Aufbereitung von Erden zur Verwendung im Rahmen des Garten- und
Landschaftsbaus) unterliegt, ist im Rahmen des jeweiligen Vorhabens zu klaren.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung der Planung ist nicht erfor-
derlich.

Abstimmungsergebnis 19:0

LRA ED, SG 42-2, Bodenschutz

Es sind keine uns bekannten Altlastenverdachtsflachen im Plangebiet der AuRenbereichssat-
zung betroffen.

Sollten im Zuge von geplanten Malinahmen Aufflllungen, Abfalle oder Altlasten zu Tage treten,
ist das Landratsamt Erding, Sachgebiet 42-2/Bodenschutz- und Abfallrecht unverziglich zu in-
formieren.

Mitteilungspflicht gem. Art. 1 BayBodSchG sowie Art. 12 Abs. 2 BayBodSchG

Abwagung:

Die Hinweise des Landratsamtes Erding -Sachgebiet Bodenschutz- werden zur Kenntnis ge-
nommen. Diese betreffen bereits geltende gesetzliche Regelungen. Eine dartiberhinausgehen-
de Regelung im Rahmen der AulRenbereichssatzung ist nicht erforderlich.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Planung wird unverandert beibehalten.

Abstimmungsergebnis 19:0

OVV Isen

Der Ortsverschonerungs- und Gartenbauverein Isen e. V. erhebt gegen die geplante Aul3enbe-
reichssatzung Westach keine Einwendungen.

Im Sinne des Natur- und Artenschutzes sowie einer ortsbildvertraglichen Entwicklung wird je-
doch angeregt, bei zukinftigen Bauvorhaben auf eine mdglichst naturnahe Gestaltung der Frei-
flachen hinzuwirken.

Insbesondere empfiehlt der Verein den Erhalt bestehender Gehélzstrukturen, die Verwendung
heimischer Baum und Straucharten sowie die Férderung insektenfreundlicher Bepflanzungen.
Auf die Anlage grof3flachiger Schottergarten und eine unnétige Versiegelung von Freiflachen
sollte méglichst verzichtet werden.
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Daruber hinaus wird angeregt, bei Umbauten, Sanierungen und Neubauten bestehende Quar-
tiere und Nistmdoglichkeiten flr Gebaudebriter und Fledermause nach Méglichkeit zu erhalten
oder durch geeignete MalRBhahmen neu zu schaffen. Zahlreiche Arten sind auf solche Strukturen
angewiesen und stehen teilweise auf der Roten Liste gefahrdeter Arten.

Eine naturnahe Freiflachengestaltung sowie die Beriicksichtigung von Nist- und Quartiermdg-
lichkeiten tragen zur Forderung der Biodiversitét, zur Verbesserung des Kleinklimas und zur
nachhaltigen Aufwertung des Ortsbildes bei. Fur entsprechende MalRnahmen stehen teilweise
Beratungs- und Forderangebote, beispielsweise Uber Naturschutzverbande wie den LBV, zur
Verfligung.

Abwagung:

Die Hinweise des OVV Isen werden zur Kenntnis genommen. Der Planbereich verflgt Gber eine
intakte Struktur an naturnahen sowie heimischen Gehélz- und Pflanzenstrukturen. Dies betrifft
vor allem den Ubergang hin zur freien Landschaft. Durch die AuRenbereichssatzung werden
lediglich die Licken zwischen der bestehenden Bebauung geschlossen bzw. der Standort be-
reits vorhandener gewerblicher Nutzungen gesichert. Eine lber eine ,Lickenfillung” hinausge-
hende Entwicklung ist auf Grundlage der AulRenbereichssatzung nicht moglich, sodass die sub-
stanzielle Schadigung vorhandener Griinstrukturen nicht zu befiirchten ist. Im Ubrigen wurde
auch bei bereits vorhandenen Auf3enbereichssatzungen im Gemeindebereich auf weitere griin-
ordnerische Regelungen verzichtet. Zwischenzeitlich wurden die rechtlichen Mdglichkeiten fur
Festsetzungen zur Freiflachengestaltung in der Bayerischen Bauordnung erheblich einge-
schrankt, sodass sich diese fast ausschlief3lich auf die Minimierung des Eingriffs bei der Ermitt-
lung des Ausgleichsbedarfs beschréanken, welcher in Fall der AuRenbereichssatzung fir den
Ortsteil Westach aber nicht erforderlich ist (siehe dazu Stellungnahme der Unteren Natur-
schutzbehorde). Auf entsprechende Festsetzungen wird aus Griinden der Rechtssicherheit in
diesem Fall verzichtet.

Beschluss:
Wegen der mittlerweile eingeschrankten rechtlichen Méglichkeiten fir griinordnerische Vorga-
ben bei Freiflachen wird die Planung unveréandert beibehalten.

Abstimmungsergebnis 19:0

LRA ED, SG 42-2, Wasserrecht

Der Geltungsbereich der o. g. AuRenbereichssatzung liegt weder in einem U-Gebiet noch WSG.
Das anfallende Niederschlagswasser ist grundsatzlich auf den Grundstiicken zu versickern
(gem. § 55 Abs. 2 WHG).

Bei der Versickerung sind:

- die Verordnung uber die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von gesammeltem Nieder-
schlagswasser (Niederschlagswasserfreistellungsverordnung — NWFreiV),

-die Technische Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in
das Grundwasser (TRENGW) und

-das Arbeitsblatt DWA-A 138-1 der Deutschen Vereinigung fur Wasserwirtschaft, Abwasser und
Abfall e. V. zu beachten.

Im Besonderen verweisen wir auf § 3 Abs. 1 NWFreiV.

Das gezielte Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser und somit von Abwasser in den
Untergrund und damit in das Grundwasser stellt eine Benutzung im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4
WHG dar, die einer behdrdlichen Erlaubnis bedarf. GemalR § 46 Abs. 2 WHG bedarf das schad-
lose Einleiten von Niederschlagswasser in das Grundwasser keiner Erlaubnis, soweit dies in
einer Rechtsverordnung nach § 23 Satz 1 WHG bestimmt ist. Bis diese Rechtsverordnung ein-
gefuhrt ist, gilt weiterhin die Niederschlagswasser-Freistellungsverordnung (NWFreiV) mit den
dazugehorigen technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Nieder-
schlagswasser in das Grundwasser (TRENGW).
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Werden die Anwendungsvoraussetzungen der NWFreiV und der TRENGW nicht eingehalten,
dann ist ein Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis beim Landratsamt Erding zu stellen.

Sollte eine Versickerung nicht méglich sein und eine Einleitung des Niederschlagswassers in
einen Vorfluter erfolgen (gem. 8 55 Abs. 2 WHG), so sind die Technischen Regeln zum schadlo-
sen Einleiten von Niederschlagswasser in oberirdische Gewéasser (TRENOG) sowie die
NWFreiV zu beachten und einzuhalten. Sollten diese nicht eingehalten werden kénnen, ist ein
Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis beim Landratsamt Erding zu stellen.

Im Bezug auf den natirlichen Ablauf wild abflieBenden Wassers, gilt § 37 WHG entsprechend
zu beachten.

Aus wasserrechtlicher Sicht kann der Aul3enbereichssatzung unter Beachtung der o. g. Punkte
aus wasserrechtlicher Sicht zugestimmt werden.

Abwagung:

Die Hinweise des Landratsamtes Erding -Sachgebiet Wasserrecht- werden zur Kenntnis ge-
nommen. Diese betreffen bereits geltende gesetzliche Regelungen. Eine dartiberhinausgehen-
de Regelung im Rahmen der Aul3enbereichssatzung ist nicht erforderlich.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Planung wird unverandert beibehalten.

Abstimmungsergebnis 19:0

LRA ED, SG 42-1, Untere Naturschutzbehorde

Die Anwendung der Eingriffsregelung ist im gegensténdlichen Verfahren nicht anzuwenden.
Eine eigenstandige Kompensationsbewertung ist daher ebenfalls nicht erforderlich.

Ungeachtet dessen sind die Belange des Naturschutzes (u. a. Artenschutz, gesetzlich geschiitz-
te Biotope) im Rahmen der planerischen Abwagung nach 8§ 1 Abs. 7 BauGB zu beachten.

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbote sind daher gemaf § 39 Abs. 5 S. 2 notwendige
Gehoblzbeseitigungen nur im Zeitraum von 01. Oktober bis 28./29. Februar (auf3erhalb der Vege-
tations- und Vogelbrutzeit) durchzufiihren, unter vorheriger Prifung, ob durch die Beseitigung
Verbotstatbestdnde gemal 8§ 44 Abs. 1 BNatSchG erflllt sind (z. B. Zerstdrung von relevanten
Baumhohlen, Strukturen, usw.).

Abschlieend wird darauf hingewiesen, dass beim Umbau von Geb&uden artenschutzrechtliche
Belange betroffen sein kdnnen. Es ist daher vor Beginn von Arbeiten an Abstandsgebauden
sicherzustellen, dass sich keine gebaudebriitenden Arten (z. B Vogel, Flederméuse, usw.) im
Gebaude bzw. Nistplatze im/am Gebaude befinden, da es sonst zu einem Verbotstatbestand
nach § 44 Abs. 1 BNatSchG kommen kann.

Aus Sicht der unteren Naturschutzbehdrde besteht unter Berticksichtigung der genannten Punk-
te mit der gegenstandlichen Planung zur AuRenbereichssatzung fur den Ortsteil Westach Ein-
verstandnis.

Abwagung:

Die Hinweise des Landratsamtes Erding -Untere Naturschutzbehdrde- werden zur Kenntnis
genommen. Diese betreffen bereits geltende gesetzliche Regelunge. Eine dariiberhinausge-
hende Regelung im Rahmen der Aul3enbereichssatzung ist nicht erforderlich. Fur kinftige Vor-
haben im Geltungsbereich der Aul3enbereichssatzung Westach ist zumindest eine baurechtliche
Genehmigung erforderlich, sodass die Bauherren auch in diesem Zuge nochmals auf die beste-
henden naturschutzrechtlichen Vorgaben durch das Landratsamt Erding hingewiesen werden
konnen.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Planung wird unverandert beibehalten.

Abstimmungsergebnis 19:0
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Kreisbrandinspektion ED — Brandschutzdienststelle

Ausfuhrungen:

Fur den durch die Gemeinde sicherzustellenden Brandschutz nach Artikel 1 Bayerisches Feu-
erwehrgesetz (BayFwG) sind folgende allgemeine Belange des abwehrenden Brandschutzes,
zur Ermoglichung wirksamer Loscharbeiten und Rettung von Personen und Tieren, zu berick-
sichtigen:

1.

3.

Léschwasserversorgung und Einrichtungen zur Léschwasserversorgung

Die Bereithaltung und Unterhaltung notwendiger Loschwasserversorgungsanlagen ist
geman Art. 1 Abs. 2 Satz 2 BayFwG Aufgabe der Gemeinden, Teil der ErschlieRung im
Sinne von § 123 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) und z&hlt damit zu den baupla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Erteilung einer Baugenehmigung.

Sie hat Léschwasser in einem Umfang bereitzuhalten, wie es die jeweils vorhandene
konkrete ortliche Situation, die unter anderem durch die

(zulassige) Art und das (zulassige) Mal3 der baulichen Nutzung, die Siedlungsstruktur
und die Bauweise bestimmt wird, verlangt.

Die Gemeinden haben zudem auf ein ausreichend dimensioniertes Rohrleitungs- und
Hydrantennetz zu achten.

(Vgl. Nr. 1.3 Vollzugsbekanntmachung Bayerisches Feuerwehrgesetz
(VollzBekBayFwG)

Den Gemeinden wird empfohlen, bei der Ermittlung der notwendigen Loéschwassermen-
ge die Technische Regel zur Bereitstellung von Léschwasser durch die 6ffentliche
Trinkwasserversorgung — Arbeitsblatt W 405 der Deutschen Vereinigung des Gas- und
Wasserfaches e. V. (DVGW) anzuwenden.

Die Loschwasserentnahmestellen (Unter- oder Uberflurhydranten) sind in einem maxi-
malen Abstand von 80-120 m zu errichten.

Zuganglichkeit der Grundstiicke und baulichen Anlagen fiir die Feuerwehr sowie an Zu-
fahrten, Durchfahrten, Aufstell- und Bewegungsflachen

Die Verkehrsflachen sind mindestens geman der als Technische Baubestimmung einge-
fuhrten technischen Regel ,Flachen fur die Feuerwehr anzulegen.

Die darin festgelegten Punkte hinsichtlich der Fahrbahnbreite, Kurvenradien usw. sind
zu beachten, um mit Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit und ungehindert das Grund-
stuck befahren zu kénnen.

Die Tragfahigkeit fir Fahrzeuge muss min. bis 10t Achslast bei 16t Gesamt-gewicht ge-
wahrleistet sein.

Schadens- und Gefahrenabwehr- sowie Rettungsmafnahmen

Der in der Satzung betroffene Bereich befindet sich in der Zustandigkeit der Freiwilligen

Feuerwehr Westach.

Diese stellt innerhalb der Hilfsfrist nach Nr. 1.2 VollzBekBayFwG einen adaquaten Erst-

angriff mit mindestens einem taktisch relevanten Fahrzeug und einer Loschgruppe si-

cher.

Sofern der zweite Rettungsweg lber Rettungsgerate der Feuerwehr sichergestellt wer-

den soll, kann dies bei einer Bauhdhe mit einer Oberkante des fertigen Ful3bodens von

max. 7,0 m Uber Gelandeoberkante Uber tragbare Leitern der Feuerwehr nachgewiesen

werden.

Die Aufstellflachen fir die vierteilige Steckleiter der Feuerwehr auf dem Plan-geldnde

sind sodann gemalf folgender Kriterien sicherzustellen:

- Ausfuhrung min. 3x 3 m

- Die Aufstellflache soll vorwiegend rechtwinklig unter der Anleiterstelle vor gesehen
werden.
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- Die Aufstellflache soll so beschaffen sein, dass die LeiterfiRe der Steckleiter nicht
wesentlich einsinken kdnnen oder die Leiter kippen kann.

- Die Aufstellflache muss stets freigehalten werden (z.B. Bepflanzung) und durch ei-
nen geradlinigen Zugang mit Mindestbreite 1,25 m erreichbar sein.

Es ist darauf zu achten, dass die zum Anleitern bestimmten Stellen oder Fenster flir die
Feuerwehr in der Hohe und Zuwegung erreichbar sind.

Sofern der zweite Rettungsweg lber Rettungsgerate der Feuerwehr fiihren soll, bei de-
nen die Oberkante der Bristung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen
mehr als 8 m tGber der Gelandeoberflache liegt, ist nach Art. 31 BayBO zu prufen, ob ein
Hubrettungsfahrzeug einer Feuerwehr dieser Kommune innerhalb der Hilfsfrist nach Nr.
1.2 VollzBekBayFwG fir die Sicherstellung des zweiten Rettungsweges verfligbar und
aufgrund der Personenanzahl und der Rettungshdhe geeignet ist.

Hierflr ist sodann eine Aufstellflache gema&nR der als Technische Baubestimmung einge-
fuhrten technischen Regel ,Flachen fir die Feuerwehr” anzulegen. Sofern dies nicht si-
chergestellt werden kann, ist ein zweiter baulicher Rettungsweg erforderlich.

Von dieser AuRerung wird eine evtl. spater noch notwendige Stellungnahme im Bauge-
nehmigungsverfahren nicht berthrt. Eine Detailpriifung aller Fragen des abwehrenden
Brandschutzes kann in diesem Planungsstadium nicht erfolgen. Bei im Baugenehmi-
gungsverfahren noch auftretenden Fragen zum abwehrenden Brandschutz ist daher die
Brandschutzdienststelle erneut zu beteiligen (Art. 65 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 BayBO).

Abwagung:

Die Hinweise der Brandschutzdienststelle werden zur Kenntnis genommen. Der Geltungsbe-
reich der Aul3enbereichssatzung befindet sich im Versorgungsgebiet des Wasserzweckver-
bands der Mittbachgruppe. Hydranten sind in der erforderlichen Entfernung bereits vorhanden.
Die auf Grundlage des Arbeitsblatts W405 DVGW fir die zu erwartende Bebauung notwendige
Loschwassermenge kann durch den Wasserzweckverband zur Verfligung gestellt werden

Die fur eine Bebauung mdglichen Flachen befinden sich unmittelbar an der als Gemeindever-
bindungsstralRe gewidmeten Stral3e Isen-Loipfing. Sollten sich dariiber hinaus im Rahmen der
konkreten Bebauung zusatzlicher Bedarf nach Flachen fur die Feuerwehr ergeben, ist dieser im
Rahmen des Einzelbaugenehmigungsverfahrens nachzuweisen.

Unter Berlicksichtigung der Festsetzung von maximal zwei Vollgeschossen sind keine Raume
zu erwarten deren Ful3boden eine Héhe von 7 m lberschreitet. Eine Anleiterung zur Sicherstel-
lung des zweiten Rettungsweges ist damit maoglich.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Planung wird unverandert beibehalten.

Abstimmungsergebnis 19:0

OFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG

Seitens der Offentlichkeit sind keine Stellungnahmen eingegangen.

Beschluss:

Die getroffenen Einzelabwagungen zu den Stellungnahmen der Offentlichkeit sowie der Behor-
den und Trager offentlicher Belange werden hiermit zusammenfassend bestatigt.

Der Markgemeinderat beschliel3t die Auf3enbereichssatzung fur den Bereich Westach in der

Fassung vom 22.09.2026 als Satzung.

Abstimmungsergebnis: 19 :0
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Kommunale Haushaltsrecht; Information tiber die Gefahrdung des Haus-

el haltsausgleichs des Marktes Isen fir das Haushaltsjahr 2026

Sachverhalt:

Die Haushaltsberwachung mit Stand vom 27.07.2026 ergab einen voraussichtlichen Fehlbe-
trag in Hohe von 1.427.000 €.

Die aktualisierte Haushaltstiberwachung mit Stand vom 21.09.2026 ergibt nun einen voraus-
sichtlichen Fehlbetrag in Hohe von 1.510.000 €.

Fur die Generalsanierung der Grund- und Mittelschule Isen erhalt der Markt Isen im Jahr 2026
nach derzeitigem Stand 854.000 € Férderung nach FAG anstatt der eingeplanten 2.704.000 €.
Bis zur Priifung des Verwendungsnachweises sind nach derzeitigem Stand noch

1.828.000 € abrufbar. Die Schlussrate in Hohe von 2.571.600 € kann erst nach Prifung des
Verwendungshachweises abgerufen werden.

Fur das Jahr 2026 wird eine weitere Férderrate in Héhe von 1.000.000 € abgerufen. Die Forder-
rate wurde in Aussicht gestellt, die endgtiltige Entscheidung hiertber trifft die Regierung von
Oberbayern jedoch erst im November 2026.

Bis zur Prufung des VN verbleibt somit eine Forderrate in Hohe von 828.000 €. Zusatzlich ist im
Jahr 2028 mit dem Eingang der KfW Forderung zu rechnen.

Die Finanzverwaltung weist darauf hin, dass durch den vorzeitigen Abruf zwar voraussichtlich
der Haushaltsausgleich in 2026 erfolgen kann, jedoch die Einnahmen in den Folgejahren fehlen
und der Haushaltsausgleich in 2027 und 2028 schwieriger wird.

Die Grundstuckseinnahmen fir den Verkauf der Grundstiicke in der sudlichen Haager Str. in
Hohe von 536.800 € kénnen derzeit noch nicht sicher eingeplant werden. Derzeit muss davon
ausgegangen werden, dass ein Verkauf erst im Jahr 2027 erfolgen kann. Es konnte jedoch ein
Grundstucksverkauf realisiert werden, dadurch konnten Einnahmen in Hohe von 450.000 € ge-
nerieren werden. Einnahmen hierflir wurden im Haushalt 2026 nicht eingeplant.

Der Verwaltungshaushalt kann nach derzeitigem Stand ausgeglichen werden und auch die
Mindestzufiihrung kann erwirtschaftet werden. Derzeit kann von einer Zufiihrung zum Vermo-
genshaushalt in H6he von ca. 1.300.000 € ausgegangen werden.

Fur die laufende Betreuung der IT in der Grundschule Isen kann der Markt Isen mit einer Férde-
rung in Héhe von 13.041 € rechnen.

Unter der Voraussetzung, dass die zusatzliche Forderrate fur die Schule kommt, kann der
Haushalt insgesamt knapp ausgeglichen werden. Ohne diese Forderrate ist der Haushaltsaus-
gleich jedoch gefahrdet.

Dem Gemeinderat ist gem. § 29 KommHYV unverziglich zu berichten, wenn sich abzeichnet,
dass der Haushaltsausgleich gefahrdet ist oder eine hauswirtschaftliche Sperre verfiigt worden
ist.

Die Finanzverwaltung hat die Verh&ngung einer hauswirtschaftlichen Sperre empfohlen, um
den Haushaltsausgleich des Jahres 2026 nicht zu geféahrden. Derzeit wurde keine Haushalts-
sperre verfiigt, da aufgrund der zusatzlichen Forderrate und des Grundstticksverkaufes der
Haushalt knapp ausgeglichen werden kann.
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Eine weitere sparsame Haushaltsfiihrung mit entsprechender Uberwachung wird weiter ange-
strebt bzw. vorgenommen.

In gemeindlichen Vereinshausern werden Sanierungsmaf3nahmen zunehmend mit Unterstit-
zung der Vereine durchgefuhrt und der Markt Isen Gbernimmt somit lediglich die Materialkosten.

Im Oktober 2026 wurde durch das Staatsministerium des Inneren bereits eine Umfrage mit allen
Kommunen durchgefihrt, inwieweit diese bereits Haushaltssperren erlassen haben.

Diskussionsverlauf:

Fordermdglichkeiten im Rahmen des Bundessondervermégens bestehen fur die Generalsanie-
rung der Schule nicht, da die MalRnhahme bereits begonnen wurde.

Beschluss:
Der Marktgemeinderat nimmt die Information Giber den Haushalt des Jahres 2026 zur Kenntnis.

zur Kenntnis genommen

Genehmigung einer Uberplanmaligen Ausgabe des Marktes Isen im Haus-

TOP 6 | altsjahr 2026; Server Rathaus

Sachverhalt:

Auler- und Uberplanmafige Ausgaben sind nur zulassig, wenn sie unabweisbar sind und die
Deckung gewahrleistet ist. Sind sie erheblich, sind sie vom Gemeinderat zu beschlie3en (Art.
66 GO).

Bei der Prifung der Unabweisbarkeit ist ein strenger MaRstab anzulegen. Uber- oder auRer-
planmaRige Ausgaben dirfen nur bewilligt werden, wenn sie sowohl sachlich als auch zeitlich
unabweisbar sind.

Sachliche Unabweisbarkeit ist dann gegeben, wenn die Gemeinde aus einer nicht vorhersehba-
ren rechtlichen Verpflichtung in Anspruch genommen wird oder wenn die Mehrausgaben zur
Erflllung einer gemeindlichen Aufgabe zwingend erforderlich ist.

Die zeitliche Unabweisbarkeit setzt voraus, dass die Mehrausgaben nicht ohne Nachteil fir die
Gemeinde auf einen spateren Zeitpunkt, sei es bis zum Erlass der nachsten Nachtragshaus-
haltssatzung oder der Haushaltssatzung des nachsten Jahres, verschoben werden kann.

Zwingend ist, dass Ausgaben nicht ohne Deckung gewahrleistet werden.

Die Deckung ist méglich mit au3erplanmaRigen Mehreinnahmen, soweit diese bereits einge-
gangen sind oder ihr Eingang gesichert ist.

Die Deckung ist zudem moglich durch Einsparungen bei Ausgaben bei Ansétzen des laufenden
Haushaltsjahres, wenn dort die Mittel nicht fur ihre Zweckbestimmung bendtigt werden.

Die Deckung des Erwerbes eines Servers fur ca. 62.000 € brutto kdnnte wie folgt erfolgen:

e Haushaltsreste aus dem Jahr 2025 in H6he von 40.000 €
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e HHSt. 1.0610.9350 Erwerb bewegliche Sachen Rathaus 5.000 €
e HHSt. 1.6100.9320 Orts- und Regionalplanung Steinlandstr. 11l 25.000 €

Beschluss:

Der Marktgemeinderat genehmigt die Gberplanmafiige Ausgabe fir den Erwerb eines Servers
fur das Rathaus Isen in Héhe von 62.000 €.

Abstimmungsergebnis: 19 : 0

|TOP 7 Bekanntgaben und Anfragen

Diskussionsverlauf:

Zu diesem Tagesordnungspunkt wurde nichts vorgetragen.

Erste Burgermeisterin Hibler schlie3t um 20:30 Uhr die offentliche Sitzung des
Marktgemeinderates.

Vorsitzende Schriftfihrer

Irmgard Hibler Martin Baumgartner

Erste Blrgermeisterin

Niederschrift Uber die 7. 6ffentliche Sitzung des Marktgemeinderates
vom 13. Oktober 2026 Seite 15 von 15



	FLD_sitextg
	FLD_SIDAT
	Anwesenheit
	BM_Text2
	SMC_BM_SNFUNK
	Entschuldigt
	Text
	Vorlage
	Tagesordnung
	BM_Text3
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	SMC_BM_TOTEXT4
	Beschluß
	BeschlussK
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Zu

